
Presseerklärung des Vereins NaBiS e.V. zum „kooperativen 
Beteiligungsverfahren“, „Parkstadt- Süd debattieren“ vom 19.06. 2015

Pseudo-Bürgerbeteiligung abgelehnt!

Bürgerbeteiligung zum Schein?
Veranstaltungen nicht glaubwürdig! 

Seit  April  2015  laufen  die  Planungen  den Großmarkt,  das  Gelände  des 
Güterbahnhofs  Bonntor,  das  Tierheim  in  Zollstock,  das  Fortuna  Stadion,  sowie 
weitere  Gebiete  in  eine  Großbaustelle  mit  dem  Namen  „Parkstadt  -Süd“  zu 
verwandeln.  Der Baudezernent der Stadt Köln, Höing will „einen Stadtumbau 
ohne Beispiel“. Zur Legitimierung eines solchen „Jahrhunderprojekts“  soll bis 
zum Jahresende  das „kooperative Beteiligungsverfahren“  durchgedrückt werden. 
Nach  fünf Veranstaltungen des angeblich „kölnweiten Diskurs“ haben  Bürger 
erheblich Zweifel am Sinn der Planungen: 
  
In  Erwägung  dessen,  daß  Einbeziehung  der  Bürger  in  das „Kooperativen  Planungs-
verfahrens“ dazu dienen soll, die kritischen Bürger zu besänftigen  und die Illusion einer 
Beteiligung entstehen zu lassen, waren wir bereits vor der Auftakt-Veranstaltung am 18. 
April  2015 in  der  Mensa  der  Universität skeptisch.  Jetzt  nach  fünf Veranstaltungen  ist 
immer noch nicht beantwortet worden, wie viel  praktischen Einfluss der Bürger auf den 
Planungsprozeß  hat.  Auch  von  Frau  Müller,  Chefin  des  Stadtplanungsamts  gab  es 
diesbezüglich keine  Aussagen.

Nun sind Teile des Großmarkt-Geländes die nicht in Besitz der Stadt Köln waren und das 
Gelände des Bahnhofs Bonntor unlängst von der Stadtverwaltung gekauft worden. Doch für 
wieviel  Geld?  Auch daraus  macht  die  Stadt  Köln  bislang ein  Geheimnis.  Können real-
istische Planungen und die angebliche Erweiterung des Grüngürtels  durchgeführt werden – 
ohne zu wissen wie hoch die Grundstückspreise sind? 

Der  Bahnhof  Bonntor  und  Teile  des  Grossmarkt-Geländes  gehörten ursprünglich  der 
Deutschen Bahn, die es vor etwa 100 Jahren für einen Appel und ein Ei geschenkt bekam. 
Danach gehörte das Gelände der Firma Aurelius Entwicklungs-Gesellschaft, eine Tochter 
der DB. Die verkaufte es an den Bau – Konzern Hoch-Tief und dieser wurde im Jahr 2011 
vom  spanischen  Bau-Riesen  Grupo  ACS,  die  Nummer  3.  europäischer  Baukonzerne 
geschluckt.

Ganz  im  Gegensatz  zu  dem  vollmundig  angekündigten  „kölnweiten  Diskurs  über  die 
Parkstadt Süd“ findet auch kaum eine Mobilisierung der Bürger Kölns statt. Was bei ehrlich 
und  ernsthaft  gemeinten  Willen  zu  Transparenz  und  Beteiligung  mit  den  modernen 
Kommunikationsmitteln ein Leichtes wäre.
 
Lediglich einige Mitglieder von Bürgerinitiativen und deren Freunde besuchten die Bürger-
beteiligungs-Veranstaltungen,  plus  eine  große  Anzahl  von  Mitarbeitern  aus  Verwaltung, 



Politik und Planungsfirmen.  Man nimmt sich kaum Zeit, Bürgers Meinung überhaupt zu 
hören. Eine echte Bürgerbeteiligung sähe anders aus!

Daher lehnen die Verfasser/Unterstützer dieserErklärung das Verfahren der „kooperativen 
Bürgerbeteiligung“  als  Farce ab.  Stattdessen  fordern  wir  ein  echtes  Bürgerbeteiligungs-
verfahren nach dem Vorbild der Schweiz,  um auch „Nein!  zu bestimmten Bau-Projekten 
sagen zu können. 

Die  direkte  Demokratie ist  in  der  Schweiz  so  ausgestaltet,  dass  die  Bürger  auf  allen 
Staatsebenen (Gemeinde, Kanton, Bundesstaat) als oberste Gewaltinstanz, als Souverän in 
Sachfragen abschließend (!) entscheiden können. Die kommunale Satzung der Stadt Köln 
sähe  dagegen nur  ein  sehr  eingeschränktes  demokratisches  Verfahren,  das  sogenannte 
Bürgerbegehren vor. 

Wir  stellen  fest,  dass  bei  allen  Großplanungen  in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr  das 
nachhaltige  Wohl  der  örtlichen  Bevölkerung  im  Mittelpunkt  stand,  sondern  vorrangig 
private (Groß-)Unternehmensinteressen. Die Städte wurden und werden auf ihren Nutzen 
als Standorte für die Wirtschaft umorientiert und umorgansisiert, wie z.B. bei Stuttgart 21. 

Wir wollen eine dem lokalen Wohl der jeweiligen Einwohner verpflichtete Stadtpolitik.  

Die in den Kommunalverfassungen der Bundesländer (noch) verankerte, dem Gemeinwohl 
dienende Zweckbestimmung der Städte darf nicht schleichend außer Kraft gesetzt werden. 

Das bedeutet konkret:

- Bestandsschutz für den vorhandenen Grüngürtel!

- Wenn schon Veränderungen, dann nur eine Erweiterung des Güngürtels bis zum Rhein in 
einer durchschnittlichen Breite von 150 m!

-  Der Großmarkt muss in Raderberg bleiben! Für ein ökologisches Verkehrskonzept, dass 
ein Wiederanschluss des Grsossmarkts an den Schienenverkehr beinhaltet.

- Keine teuere und unsinnige Verlegung des Grossmarkts nach Marsdorf! 

- Nichtumsetzung bzw. Rücknahme des Stadtratsbeschluß, den Großmarkt zu verlegen!

- Keine Aufwertung und In-Wert-Setzuung der Viertel Raderberg und Zollstock! Die an dem 
Parkstadt-Süd  grenzenden  Straßenzüge  und  Stadtteile  sind  durch  das   Instrument  der 
sozialen  Erhaltungssatzung  (Milieuschutz  nach  §  172  BauGB)  vor  Grundstücks-  und 
Immobilienspekulation zu schützen!  

- Bestandssicherung für die Raderberger Brache, das Tierheim und das Fortuna Stadion und 
den Festplatze an der Vorgebirgsstraße!

- Die tatsächlich frei werdenden Grundstücke  der „Parkstadt -Süd“ (ehem.  Güterbahnhof 
Bonntor,  ehem.  Gelände der Küppers Kölsch Brauerei  u.a.) sind zu 75% an kommunalen 
Wohnungsgesellschaften und Genossenschaften zur Bebauung zu übertragen. Die Vorgaben 
nach dem Erbbbaurecht ist vorrangig. 

        Verantwortlich im Sinne des Presserechts: Ottmar Lattorf, Mannsfelder Straße 17, 
50968 Köln, E-post: nabis@web.de , Telefon: 34 11 82 

siehe auch: www.nabis.de 
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